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Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Antrag der Abgeordneten Ferdinand Mang, Benjamin Nolte, Ulrich Singer und 

Fraktion (AfD)

"Wahrheitsministerium" verhindern! (Drs. 19/6496)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Erster Redner ist Herr Kollege Ferdinand Mang für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ferdinand Mang (AfD): Sehr geehrte Damen und Herren! In dieser Debatte streiten 

wir uns über den Antrag der AfD "‘Wahrheitsministerium‘ verhindern!" Was ist der 

Hintergrund? – Im geltenden Koalitionsvertrag findet sich folgende, schon von vielen 

alternativen Medien kritisierte Passage; ich zitiere:

"Die bewusste Verbreitung falscher Tatsachenbehauptungen ist durch die Mei-

nungsfreiheit nicht gedeckt. Deshalb muss die staatsferne Medienaufsicht unter 

Wahrung der Meinungsfreiheit auf der Basis klarer gesetzlicher Vorgaben gegen 

Informationsmanipulation sowie Hass und Hetze vorgehen können."

Im Ausschuss hatte ich den werten Kollegen schon eine Verfassungsviertelstunde 

gegeben. Dieser Zeitrahmen steht mir hier leider nicht zu. Deshalb werde ich mich auf 

die wichtigsten Punkte beschränken.

Entgegen dem, was der Koalitionsvertrag suggeriert, sind falsche Tatsachenbehaup-

tungen grundsätzlich von der Meinungsfreiheit geschützt. Wie hätte sonst ein Söder 

all die Corona-Lügen mit großem Medienpomp verbreiten können? All die falschen 

Tatsachen durfte er frei behaupten und verteidigt sie bis heute. Tatsachenbehauptun-

gen sind selbst für Juristen schwer von Werturteilen zu trennen. Werturteile genießen 

uneingeschränkt den Schutz der Meinungsfreiheit.
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Soll etwa die angeblich staatsferne Medienaufsicht mit spezialisierten Verfassungs-

rechtlern besetzt werden, welche den Meinungsaustausch der Bürger auf diese juris-

tischen Finessen korrekt überprüfen? Soll dazu ein Heer von Wissenschaftlern jede 

Aussage auf "wahr oder falsch" überprüfen? Und welche Wissenschaftler sollen das 

sein?

Ich nenne Ihnen ein Beispiel zum CO2-bedingten Klimawandel: Wenn sich ein Bürger 

aus unserer Sicht hysterisch oder aus Ihrer Sicht leugnend über den Klimawandel 

auslässt, stellt sich die Frage, wer über die Qualität der Aussage entscheidet. Ein 

Wissenschaftler, der fürstlich für seine beauftragten Forschungsergebnisse, für das 

Beweisen eines menschengemachten Klimawandels bezahlt wird, oder ein Wissen-

schaftler, der zum gegenteiligen Ergebnis kommt und dafür keine fürstlichen Gehälter 

kassiert, sondern Ausgrenzung und Verfolgung erfährt?

In vielen Bereichen der Wissenschaft gibt es kein Wahr oder Falsch, sondern un-

terschiedliche Meinungen. Wer den Meinungsaustausch auf die Begriffe "wahr oder 

falsch" reduziert und danach bewertet, hat das hohe Verfassungsgut der Meinungs-

freiheit nicht auch nur ansatzweise verstanden, geschweige denn, wie Wissenschaft 

funktioniert. Bei einer Regierungskaste, welche die Lobbyinteressen skrupelloser in-

ternationaler Konzerne eiskalt über die Bedürfnisse der eigenen Bevölkerung stellt, 

braucht man sich natürlich nicht zu wundern.

Diese neue Medienplattform ist bereits von der angedachten Grundausrichtung her 

verfassungsfeindlich konzipiert. Sie ist schon jetzt als Mittel der Meinungsunterdrü-

ckung einzustufen und wird in ihrer finalen Form – entgegen den Versprechen der 

CSU – kein Schild gegen Hass und Hetze sein, sondern ein Pflock im Herzen unserer 

Demokratie.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Felix Locke (FREIE WÄHLER): Dafür klat-

schen nicht einmal die eigenen Leute!)
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Präsidentin Ilse Aigner: Als nächster Redner spricht Herr Kollege Alex Dorow für die 

CSU-Fraktion.

Alex Dorow (CSU): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, heute 

erlebe ich hier wirklich eine Premiere. Ich stelle fest, "Harry Potter" dient mittlerweile 

als Vorlage für Anträge der AfD. Lieber Kollege Mang, das ist Fiktion!

Es ist mir eigentlich grundsätzlich wichtig, dass wir sachlich miteinander reden. Wir 

haben das – trotz der Verfassungsviertelstunde, die in Ihrem Fall eher eine Märchen-

viertelstunde war, das tut mir leid – im Ausschuss weitgehend getan. Ich möchte die 

angesprochenen Punkte noch einmal ernst behandeln. Da wir hier mit Ihnen natürlich 

Vertreter haben, die vor allem polemisieren und spalten wollen, aber deren Zielgruppe 

ganz normale und besorgte Bürger sind, lassen Sie uns doch einmal über die Inhalte 

reden.

Ich muss zugeben, dass mir zunächst einmal ganz andere Dinge eingefallen sind, 

als ich den Titel "Wahrheitsministerium" gelesen habe. "Harry Potter" – ich habe es 

gerade eben schon einmal gesagt – jetzt als Grundlage für Anträge im Bayerischen 

Landtag? – Ich verstehe, dass Sie einschlägige kreative Schlagworte brauchen, noch 

dazu, wenn der restliche Antrag, die Berichterstattung und die Wortmeldungen inhalt-

lich total konfus sind. Warum?

Ich möchte Ihnen empfehlen, nicht einfach irgendwelchen Reflexen zu folgen, sondern 

sich einmal in die unterschiedlichen Themen einzuarbeiten und sich sachlich damit 

auseinanderzusetzen. Dann würden Sie beispielsweise besser verstehen, worum es in 

dem genannten Auszug aus dem Koalitionsvertrag geht. Sie haben es dankenswerter-

weise eben schon zitiert, deswegen kann ich mir das sparen.

Wenn wir diese Wendung, diesen Umgang mit Desinformation Satz für Satz durch-

gehen, dann stelle ich fest: Dort ist nirgends formuliert, auch nicht zwischen den 

Zeilen, dass es ein "Wahrheitsministerium" geben soll. Es geht doch vielmehr darum 

sicherzustellen, dass soziale Netzwerke keine rechtsfreien Räume sind. Es ist doch 
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bezeichnend, wie sich manche Personen im Netz heutzutage äußern und wie sie sich 

ausdrücken, weil sie meinen, alles wäre erlaubt und es gäbe keine redaktionelle Ver-

antwortung. Dies verändert auch das direkte Miteinander unter uns, und das, meine 

Kolleginnen und Kollegen, leider nicht zum Besseren.

Wer Machiavelli gelesen hat, der weiß, in seinem Werk "Il Principe" wird "la calunnia", 

das fiese Gerücht oder die Verdrehung, als probates Mittel zur Vernichtung politischer 

Gegner genannt. Das ist es, worum es hier eigentlich geht. Meine Damen und Herren, 

heute im Zeitalter sozialer Medien wirkt so etwas zerstörerisch auf jede humane, auf 

jede liberale und werteorientierte Gesellschaft.

Im Interesse eines funktionierenden Meinungsaustausches müssen die Regeln einer 

zivilisierten Kommunikation natürlich auch online eingehalten werden. Der Koalitions-

vertrag knüpft hier an die aktuelle medienrechtliche, nationale und europäische 

Rechtslage an und beschreibt mit Blick auf bestehende Regelungslücken Nachbesse-

rungsbedarf, um gegen Informationsmanipulation, gegen Hass und Hetze im Internet 

vorgehen zu können.

Nun haben Sie, Kolleginnen und Kollegen, möglicherweise Gründe dafür, warum Sie 

nicht wollen, dass man besser gegen gezielte Informationsmanipulation vorgehen 

kann, weil Beiträge Ihrer eigenen Fraktion auf Telegram oder TikTok zum Teil mehrere 

Fragen offenlassen. Personen, die von Hass und von Hetze im Internet betroffen sind, 

sehen das aber definitiv anders. Stichworte sind – ich habe schon einige genannt –: 

Verdrehung von Ursache und Wirkung, Täter-Opfer-Umkehr – das ist durchaus nach-

vollziehbar und messbar – und gezielte Falschbehauptungen, um einige zu nennen.

Welche Regelungen gibt es bisher? – Dazu ein kurzer Diskurs: Auf nationaler Ebene, 

das wissen wir, ermöglicht der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag aktuell das Vorge-

hen gegen entwicklungsgefährdende und bestimmte strafbare Inhalte in Telemedien. 

Unzulässig sind insbesondere kinder- und jugendpornografische Angebote, die Dar-

stellung von Propagandamitteln und Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen 
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sowie der Verstoß gegen Bestimmungen nach dem Jugendschutzgesetz. Angebote, 

Inhalte und Postings, die zum Teil Hass und Hetze in der Bevölkerung anstacheln, 

sind ebenfalls unzulässig. Sie werden – weil Sie, Kollege Mang, nach den Institutionen 

gefragt haben – durch die Landesmedienanstalten beanstandet und, wenn nötig, auch 

gelöscht. Diese Anstalten sind staatsfern organisiert und weisungsfrei. Die Kontrolle 

obliegt grundsätzlich den jeweiligen Aufsichtsgremien für die Bayerische Landeszent-

rale für neue Medien, beispielsweise dem plural besetzten Medienrat und dem Verwal-

tungsrat.

Auf europarechtlicher Ebene – das ist der letzte Punkt – sieht das Gesetz über digitale 

Dienste, der sogenannte Digital Services Act, vor, dass gegen rechtswidrige Inhalte 

durch Anordnungen nationaler Behörden vorgegangen wird.Sehr große Online-Platt-

formen sind verpflichtet, systemische Risiken zu bewerten und auch zu minimieren. 

Ob ein Inhalt rechtswidrig ist – auch hier wieder Antwort auf Ihre Frage –, richtet 

sich ganz eindeutig nach dem Recht des jeweiligen Mitgliedstaates. Auch hier kann 

man nicht von einem "Wahrheitsministerium" sprechen. Kollege Mang, der Koalitions-

vertrag, den Sie zitiert haben, soll bestehende Lücken schließen, Lücken, die durch 

die Einführung des Digital Services Act entstanden sind. Wir sollten das nicht als 

"Wahrheitsministerium" diffamieren, weil es das nicht ist.

Vor Einführung des Digital Services Act hat das Netzwerkdurchsetzungsgesetz rechts-

widrige Inhalte in Telemedien allgemein und nicht begrenzt auf den Zweck des Ju-

gendschutzes benannt und mit einer Löschverpflichtung für die Anbieter von Telemedi-

en versehen. Diese werden nach aktueller Rechtslage nicht mehr abgebildet. Seitens 

der Landesmedienanstalten wird daher – und nur daher – seit Außerkrafttreten des 

NetzDG immer wieder auf diese Lücke hingewiesen. Diese Lücke gilt es zu schließen.

Wir von den Regierungsfraktionen unterstützen das ausdrücklich. Es gilt natürlich 

abzuwarten, wie schnell die Kollegen im Bundestag hier tätig werden können und 

welchen Vorschlag sie hierzu ausarbeiten. Ich bin aber zuversichtlich, dass es hierzu 

gute Vorschläge geben wird.

Protokollauszug
57. Plenum, 23.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 5



Ich habe kein Verständnis, wenn man dieses Thema derart unsachlich aufbauscht und 

verbiegt, um gezielt den Sinn infrage zu stellen. Wir lehnen den Antrag ausdrücklich 

ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Der Kollege Mang hat eine Zwischenfrage.

Ferdinand Mang (AfD): Herr Kollege Dorow, ich schätze es auch sehr, mit Ihnen 

im Ausschuss die Klingen zu kreuzen. Aber um einmal eines klarzustellen: Das "Wahr-

heitsministerium" habe ich nicht aus "Harry Potter" gezogen, sondern das stammt aus 

der Dystopie "1984" von George Orwell.

Ich will meine Rede nicht wiederholen, sondern nur einen Punkt noch einmal heraus-

greifen: Im Koalitionsvertrag steht – ich lese den Satz noch einmal vor –, "[…] auf der 

Basis klarer gesetzlicher Vorgaben gegen Informationsmanipulation sowie Hass und 

Hetze vorgehen zu können".

Nehmen wir den Begriff "Hetze". Man soll also gegen Hetze vorgehen. Wie wollen Sie 

das abgrenzen? Ab wann ist Hetze Hetze, die zensiert werden soll? Ab wann ist es 

zulässige Kritik, zum Beispiel an der Regierung Söder?

Alex Dorow (CSU): Kollege Mang, ganz einfach: Die Institutionen, die das abgrenzen, 

habe ich genannt. Sie sind selbst Jurist. Sie wissen deshalb genau, dass man "Hetze" 

juristisch sehr genau definieren kann. Das ist genau der Punkt. Deswegen geht Ihr 

Vorwurf ins Leere.

(Zuruf des Abgeordneten Ferdinand Mang (AfD))

– Es tut mir leid, er geht ins Leere.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner ist der Kollege Schuberl für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Toni Schuberl (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gehört 

zur deutschen Leitkultur, nicht zu lügen. Das lehren wir unsere Kinder schon im Kin-

dergarten. Das absichtliche Verbreiten von Unwahrheit sollte eigentlich auf jeden Fall 

zu Kritik führen – und bei demjenigen, der es getan hat, zu Scham und im schlimms-

ten Fall zu Rücktritt.

Kein Wunder, dass die AfD ein Problem mit Faktencheckern hat! Die gezielte Desin-

formation – häufig aus Russland gesteuert – über rechte Kampagnennetzwerke und 

finanziert von dubiosen Milliardären ist ja der Kern der AfD-Politik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn Ihnen von der AfD unsere freiheitliche Grundordnung in unserem Land, wenn 

Ihnen unser Deutschland, wie es jetzt ist, nicht passt, dann können Sie ja gehen.

Wir bräuchten keine Faktenchecker, wenn wir der AfD nicht immer eine Plattform bie-

ten würden. Ein Beispiel ist das Sommerinterview der ARD: ein freundlicher Plausch 

mit harmlosen Fragen vor repräsentativer Herrschaftskulisse – mit einer Rechtsextre-

mistin!

(Benjamin Nolte (AfD): Nein!)

Ich danke den Demonstranten, die da waren und deutlich gemacht haben, dass der 

eigentliche Skandal diese Normalisierung ist.

Leider hat Weidel diese schönen Protestlieder mit ihren Lügen gestört.

(Franz Schmid (AfD): Sie spalten das Land!)

Wann sind wir eigentlich von "Wehret den Anfängen!" zu "Lasst die Rechtsextremistin 

doch mal ausreden!" gelangt?

Protokollauszug
57. Plenum, 23.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 7

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/95209
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5281


(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Die Einstufung als "bundesweit gesichert rechtsextrem" muss für den gesellschaftli-

chen Umgang mit dieser verfassungsfeindlichen Partei Folgen haben. Wenn wir schon 

unbedingt ein Interview mit Rechtsextremen machen müssen, dann muss man auch 

vorbereitet sein. Es war doch vorher klar, wo Alice Weidel lügen würde.

Sie wird natürlich lügen, wenn man nach Ausländern und Ausreisepflichtigen fragt. Wir 

wissen auch hier in unserem Hohen Haus, was dann kommt. Sie sprach von 215.000 

ausreisepflichtige Syrern. – Das ist falsch. Es sind 10.000, davon sind 90 % geduldet; 

die können wir gar nicht abschieben.

(Zurufe von der AfD)

Es war auch klar, dass eine Lüge über die Klimaerhitzung kommt. Weidel hat gesagt, 

es gebe keinen einzigen Beweis für menschlichen Einfluss auf die Klimaerhitzung. – 

Das darf man nicht stehen lassen. Da muss man widersprechen. Ob es die Bohrkerne 

in der Antarktis sind, das Sediment im Atlantik oder Bodenproben; ob es Geologen, 

Physiker, Biologen, Meteorologen, Klimawissenschaftler auf der gesamten Welt sind – 

sie sind sich alle einig!

(Lachen bei der AfD – Ferdinand Mang (AfD): Lüge! – Johannes Meier (AfD): Das 

stimmt doch nicht!)

Und das ohne relevanten Widerspruch in der Wissenschaft! Irgendwelche komischen 

Typen aus euren Netzwerken oder "Russia Today" gelten nicht. Aber in diesem Inter-

view dazu kein Wort!

(Zuruf der Abgeordneten Sanne Kurz (GRÜNE))

Ein nachträglicher Faktencheck hilft halt nicht. Und noch schlimmer: Die ARD hat dann 

in der "Tagesschau" eine weitere Lüge Weidels noch weiter verbreitet. Ich zitiere die 

"Tagesschau":
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"Die AfD-Vorsitzende Weidel fordert, Sozialleistungen wie das Bürgergeld nur 

deutschen Staatsbürgern zu gewähren. Nur wer vorher eingezahlt habe, dürfe 

auch Leistungen erhalten, sagte sie im ARD-Sommerinterview. Das Gespräch 

wurde von lautstarken Protesten gestört."

Dann ist noch Weidel im Original mit der Wiederholung dieser Lüge gekommen.

Liebe "Tagesschau", gibt es niemanden in Ihrem Team, der sich auskennt, dem auf-

fällt, dass das gelogen und falsch ist? – Es stimmt nicht, dass alle Deutschen in 

die Sozialversicherungen einzahlen und keine Ausländer einzahlen. Es zahlt – egal, 

welche Herkunft er hat – derjenige ein, der hier arbeitet. Derjenige, der hier nicht 

arbeitet, zahlt nicht ein.

(Zuruf des Abgeordneten Ferdinand Mang (AfD))

Wahrscheinlich zahlt jeder Dönerverkäufer mehr in unsere Sozialversicherungen ein 

als Alice Weidel.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hört endlich auf, der AfD nachzulaufen! Hört endlich auf, deren Lügen aus Angst 

nachzuplappern! Fangt endlich an zu begreifen, dass eine bundesweit gesichert 

rechtsextremistische Partei eine rechtsextreme Partei ist! Und dann behandelt sie 

auch so!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Die Kollegin Storm hat eine Zwischenfrage.

Ramona Storm (AfD): Sie haben gesagt, dass Sie es bedauern, uns hier eine Platt-

form geben zu müssen. Es ist der Wähler, der von Ihnen allen weggelaufen ist; er gibt 

uns die Möglichkeit, hier zu sein und auch zu sprechen.
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Toni Schuberl (GRÜNE): Noch einmal. Was? – Den Schluss habe ich nicht verstan-

den.

Ramona Storm (AfD): Das war jetzt nur eine Anmerkung zu Ihrer Aussage gewesen, 

dass Sie bedauern, uns hier eine Plattform geben zu müssen. Ich weise darauf hin, 

dass es die Wähler sind, die uns die Plattform geben und die, bevor es uns gab, Ihre 

Parteien gewählt haben und die jetzt vermehrt uns wählen.

Präsidentin Ilse Aigner: Es war keine konkrete Frage.

Toni Schuberl (GRÜNE): Frau Storm, wir wissen, was Sie auf Plattformen machen. 

Sie verteilen zum Beispiel Videos, wo man einen Schimpansen sieht, der einem Men-

schen ins Ohr flüstert: "Ich bin jetzt auch Deutscher." Das Video endet dann mit einer 

Flagge, auf der eine Banane ist.

Das ist rassistisch. Das machen Sie auf Ihren Plattformen. Das brauchen wir nicht!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner ist der Kollege Prof. Piazzolo für die 

Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir müssen uns immer wieder die 

Frage stellen, was wir hier machen: Wir sind der Landtag, wir sind die gewählten 

Vertreter dieses Landes.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben diesen Antrag, der schon im Titel 

widersprüchlich und ungehörig ist, intensiv und sehr sachlich – Kollege Dorow hat das 

gesagt – im Wissenschaftsausschuss circa eine halbe Stunde behandelt und uns dazu 

ausgetauscht. Die Debatte dort war um einiges, um vieles besser als das, was jetzt 

hier stattfindet, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Das macht so keinen Sinn!

Sie sollten sich die Frage stellen, warum Sie Anträge – praktisch beinahe jeden Antrag 

– hochziehen.

(Zuruf von den GRÜNEN: Für TikTok!)

Das ist Ihr gutes Recht, aber es macht es nicht besser, auch nicht für Sie, weil Sie 

hier einer Öffentlichkeit präsentieren, was für Anträge Sie stellen und was das für ein 

Quatsch ist. Die Öffentlichkeit begreift das auch.

Um es noch einmal deutlich zu machen: "Wahrheitsministerium" ist ein Zitat von Or-

well.Orwell hat in seinem ganzen Buch vor politischen Entwicklungen wie der Ihren 

gewarnt. Das ist der Inhalt des Buches von Orwell. Das ist der Inhalt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU sowie Abgeordneten der GRÜ-

NEN und der SPD)

Wenn er 1984 noch nicht so aktuell war – und er war es damals schon –, dann ist 

er es heute gleich dreimal. Deshalb ist das einzig Gute an diesem Antrag – wenn es 

so gewesen ist –, dass Sie sich vielleicht mit Orwell beschäftigt und hoffentlich das 

Buch gelesen haben und vielleicht – ich glaube es zwar nicht – die richtigen Schlüsse 

daraus ziehen. Inhaltlich, lieber Herr Mang, hat es mit Wahrheitsministerium null und 

nada zu tun; das hat Kollege Dorow und habe ich als Mitberichterstatter erklärt. Es 

geht darum, eine Rechtslücke zu schließen, die die EU durch ihre Gesetzgebung im 

Bereich Hass und Hetze jetzt aufgemacht hat. Nur darum geht es.

Es geht auch nicht darum, neue Bürokratie zu schaffen, sondern darum, die bisheri-

gen und vorhandenen Landesmedienanstalten zu ertüchtigen, noch genauer gegen 

Hass und Hetze vorzugehen. Das ist im Koalitionsvertrag vereinbart und nichts ande-

res. Da wird jetzt etwas hineingedeutet. Insofern noch einmal die Klarstellung und Ver-

deutlichung: Wir haben es im Ausschuss behandelt. Lesen Sie das Protokoll. Hören 
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Sie sich die Rede von Herrn Dorow und auch das von mir Gesagte noch einmal an, 

und vielleicht wird Ihnen dann bewusst, was der Koalitionsausschuss gemeint hat.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege, es gibt eine Meldung zur Zwischenbemerkung 

des Kollegen Mang.

Ferdinand Mang (AfD): Herr Kollege, natürlich habe ich George Orwell gelesen; ich 

hoffe, Sie auch. Sie nicken. Dann wissen Sie ja auch, worauf wir abzielen. Letztendlich 

müssen wir alle auf unsere Demokratie gut achtgeben; das ist der Punkt.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Das sagen die Richtigen!)

Ich möchte auch Ihnen noch einmal die Frage stellen, weil Sie eben gesagt haben, 

es gehe nur darum, gegen Hass und Hetze vorzugehen. Hass und Hetze sind keine 

juristischen Begriffe; das ist das Problem. Es gibt keine Definition, anhand der man 

Hass und Hetze von der angeblich erlaubten Meinungsäußerung abgrenzen kann. 

Man kann Beleidigungen abgrenzen, man kann ehrabschneidende Sachen abgren-

zen. Es gibt Straftatbestände für Meinungsdelikte; sie sind klar definiert. Sie kann 

man abgrenzen. Das sind Straftaten. Sie sind nicht von der Meinungsfreiheit gedeckt. 

Aber Hass und Hetze sind nicht strafrechtlich normiert. Dafür gibt es keine juristischen 

Begriffe. Wenn selbst Juristen das dann nicht abgrenzen können, wer soll das denn 

dann in dieser Medienplattform machen? Wer soll das können? Das ist ja die Kritik 

daran.

Eben hier besteht die Gefahr, dass Meinungen eingeschränkt werden, die eigentlich 

verfassungsrechtlich geschützt sind, aber dann zensiert werden, weil diese Begriffe 

juristisch nicht sauber getrennt werden können und im Zweifel dann auch Leute ent-

scheiden, denen dazu die juristische Befähigung fehlt.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Noch einmal: Auch das haben wir 

im Ausschuss diskutiert. Selbstverständlich kann ein Richter nicht die Begriffe Hass 
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und Hetze, aber den Sachverhalt, der dahintersteckt, bewerten. Entweder ist eine 

strafrechtlich zu verfolgende Beleidigung dahinter, dann lässt es sich sehr klar und 

deutlich abgrenzen, oder der Beleidigungstatbestand ist noch nicht gefüllt; aber auch 

dann gibt es Behauptungen, die bewertet werden können. Das kann ein Richter. 

Dafür ist er ausgebildet. Dazu kommt, dass ein Richter auch noch zwei juristische 

Staatsexamina mit entsprechender Benotung bestanden und berufliche Erfahrung hat. 

Das ist der Job eines Richters in einem Rechtsstaat. Das unterscheidet Letzteren von 

einem totalitären System, über das Orwell geschrieben hat. Richter können das; das 

ist ihr Beruf. Das ist ein erlerntes Handwerk. Dafür gibt es Regeln. Wir leben in einem 

Rechtsstaat, weil das genau so erfolgt, wie ich es gerade beschrieben habe.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Nun spricht noch einmal die Kollegin Katja Weitzel für die 

SPD-Fraktion.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen! Dieser Antrag 

ist exemplarisch für die parlamentarische Arbeit der AfD. Der provokante Titel wird 

auch hier wieder mit verschwörungsideologischem Inhalt kombiniert. Dann wagen Sie 

auch noch, sich auf George Orwell zu beziehen, nur um etwas zu kritisieren, was die 

jetzige Bundesregierung versucht: nämlich der bewussten Verbreitung von falschen 

Tatsachenbehauptungen zu begegnen, sie zu entzaubern und somit unsere liberale 

Demokratie zu schützen. Mein Kollege Prof. Piazolo hat darauf hingewiesen.

Wenn man sich den Antrag einmal ganz genau durchliest, wird einem eines klar: Es 

geht Ihnen gar nicht um ein Wahrheitsministerium oder um Zensur. Es geht Ihnen 

einzig und allein darum, dass die AfD bestimmt, was die Wahrheit ist.

(Lachen des Abgeordneten Ferdinand Mang (AfD))

Das können wir nicht zulassen. Das werden Sie sicherlich nicht bestimmen. Wir haben 

eine fakten- und wissenschaftsbasierte Debattenkultur; an ihr werden wir uns orientie-
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ren. Es gilt, genau sie zu schützen und jeden politischen Widerstand zu organisieren, 

wenn es hier in diesem Land Kräfte gibt, die diese faktenbasierte Debattenkultur 

angreifen wollen. Und ja, die Meinungsfreiheit gilt hier in diesem schönen Land auch 

für diejenigen, die sie eigentlich abschaffen wollen.

(Zurufe der Abgeordneten Ulrich Singer (AfD) und Ferdinand Mang (AfD))

Das ist richtig so, das ist so. Aber das führt eben auch dazu, dass Sie Gegenwind 

bekommen werden und dass wir ganz genau hinschauen werden, welche Wahrheiten 

Sie für Ihre Wahrheiten verbreiten. Da muss man eben immer Widerstand zeigen und 

Sie entzaubern. Nichts anderes tut die jetzige Bundesregierung auf EU-Ebene, weil – 

wie der Kollege Dorow völlig korrekt zitiert hat – die sozialen Medien kein rechtsfreier 

Raum sind.

Viele glauben, dass sie ein solcher sind, und verbreiten ungefiltert ihre vermeintlich 

eigenen Wahrheiten und halten diese dann auch noch für richtig. Es muss eben 

ein Gegenbild geschaffen werden. Das sind neben den öffentlich-rechtlichen Medien 

auch solche Funktionen auf EU-Ebene hier in Deutschland, um die sozialen Medien 

vor allen Dingen entsprechend transparenter zu machen, um alle Menschen, die das 

lesen, in die Lage zu versetzen, zu differenzieren. Um nichts anderes geht es bei dem, 

was die Bundesregierung tut. Ihr Antrag ist polemisch; und ihm kann daher von uns 

nicht zugestimmt werden.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Damit ist die Aussprache geschlossen, und wir kommen zur 

Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Wissenschaft und Kunst empfiehlt die 

Ablehnung des Antrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen 

Protokollauszug
57. Plenum, 23.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 14

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/95209


der CSU, der FREIEN WÄHLER, der GRÜNEN und der SPD. Enthaltungen? – Damit 

ist der Antrag abgelehnt.
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